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Beschluss
des Bundesrates

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat: Vorschlag für eine Interinstitutionelle Vereinbarung über 
bessere Rechtsetzung

COM(2015) 216 final

Der Bundesrat hat in seiner 936. Sitzung am 25. September 2015 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der Bundesrat begrüßt die von der Kommission vorgeschlagene Interinstitutio-

nelle Vereinbarung über bessere Rechtsetzung, mit der ein Einverständnis 

zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission erreicht 

und eine gemeinsame Verpflichtung geschaffen werden sollen, die vorge-

schlagenen Initiativen und Verfahren zum Zwecke besserer Rechtsetzung 

umzusetzen.

2. Ferner begrüßt der Bundesrat den Vorschlag zum Einverständnis des Europä-

ischen Parlaments, des Rates und der Kommission zu Notwendigkeit, Zweck 

und Umfang von Folgenabschätzungen. Dies gilt auch für die Absicht der 

Kommission, die Folgenabschätzungen einer Qualitätskontrolle durch den Aus-

schuss für Regulierungskontrolle zu unterziehen und die Endergebnisse der 

Folgenabschätzung dem Europäischen Parlament, dem Rat und den nationalen 

Parlamenten zur Verfügung zu stellen und nach Annahme des Kommissions-

vorschlags zusammen mit den Stellungnahmen des Ausschusses für Regulie-

rungskontrolle öffentlich zugänglich zu machen.
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3. Der Bundesrat unterstützt grundsätzlich die Forderung, bei wesentlichen 

Änderungen der Vorlagen durch den Rat und das Europäische Parlament die 

Folgen dieser Änderungen zu analysieren und die Folgenabschätzungen ent-

sprechend zu aktualisieren (vergleiche dazu BR-Drucksache 631/10 (Be-

schluss), Ziffer 15). Allerdings dürfen dabei das geltende Institutionengefüge 

nicht gestört und die EU-Gesetzgebungsorgane nicht in ihren Rechten und 

Funktionen beschnitten werden.

4. Er bedauert jedoch, dass Übermittlungs- und Veröffentlichungspflichten in 

Bezug auf die Endergebnisse der Folgenabschätzungen des Europäischen 

Parlamentes oder des Rates nicht vorgesehen sind. Dies würde den nationalen 

Parlamenten bessere Möglichkeiten geben, sich zu den Gesetzgebungs-

entwürfen der EU zu äußern, und zugleich ihre Rolle und Verantwortung, wie 

sie in den Verträgen im Protokoll (Nummer 1) über die Rolle der nationalen 

Parlamente in der EU und im Protokoll (Nummer 2) über die Anwendung der 

Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit niedergelegt sind, 

stärken.

5. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission.


